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WÄHREND EINER KONSULTATION 1995 in Mindolo/Kitwe (Sambia) stellten 
reformierte Kirchen aus dem südlichen Afrika fest: «Es ist unsere schmerz­
hafte Schlußfolgerung, daß die afrikanische Realität der Armut, die durch eine 

ungerechte ökonomische Weltordnung verursacht wird, nicht einfach ein ethisches Pro­
blem ist. Vielmehr ist sie ein theologisches Problem. Sie begründet nun einen status con­
fessionis. Mit den Mechanismen der globalen Wirtschaft steht heute das Evangelium 
selbst, die gute Nachricht für die Armen auf dem Spiel.» Was hier formuliert wurde, 
machte sich der Reformierte Weltbund 1997 auf seiner Generalversammlung in Debre-
cen (Ungarn) mit seiner Forderung zu eigen: «Heute rufen wir die Mitgliedskirchen des 
Reformierten Weltbundes auf allen Ebenen zu einem verbindlichen Prozeß der wach­
senden Erkenntnis, der Aufklärung und des Bekennens (processus confessionis) bezüg­
lich wirtschaftlicher Ungerechtigkeit und ökologischer Zerstörung auf.» Der Ökume­
nische Rat der Kirchen ermutigte auf der 8. Vollversammlung in Harare (Simbabwe) 
1998 seine Mitgliedskirchen, einen solchen Prozeß in Gang zu setzen bzw. sich ihm 
anzuschließen. Eine ähnliche Entscheidung fällte auch der Lutherische Weltbund. Seit­
dem fanden auf allen Kontinenten, vor allem auf der südlichen Halbkugel, Treffen und 
Konsultationen statt, um Schritte für einen weltweiten gemeinsamen Bekenntnisprozeß 
einzuleiten, der auf der kommenden Vollversammlung des Reformierten Weltbundes in 
Accra (2004) und des ÖRK in Porto Alegre 2006 debattiert und in einer verbindlichen 
Entscheidung sich zu eigen gemacht werden soll. Auf dem Weg dahin haben bisher meh­
rere kontinentale Versammlungen stattgefunden: eine asiatische in Bangkok (1999), 
eine osteuropäische in Budapest (2001), eine pazifische in Fiji (2001) und eine west­
europäische in Soesterberg (Niederlande)1. Inzwischen hat der Lutherische Weltbund 
auf seiner 10. Vollversammlung in Winnipeg (21. bis 31. Juli 2003) eine entsprechende 
Entschließung verabschiedet.2 

Zwei Veranstaltungen im vierten Themenbereich («Welt gestalten - in Verantwortung 
handeln») des Ökumenischen Kirchentags in Berlin (2003) beschäftigten sich ausdrück­
lich mit dem durch die genannten Konsultationen auf den Weg gebrachten processus 
confessionis: einmal das Podium «Kirchen - Banken - Weltfinanzsystem» mit Stellung­
nahmen von Ulrich Duchrow, Wolfgang Gern, Theo Kneifel, René Krüger, und mit 
einer kommentierten Lesung von Texten der verstorbenen Theologin Dorothee Sölle 
durch Renate Borger, dann die Veranstaltung «Welche Alternativen sind möglich?» mit 
einem Referat von Carl Amery (München). Im folgenden dokumentieren wir die nicht 
vorgetragene Rede von Carl Amery, der aus Gesundheitsgründen nicht nach Berlin fah­
ren konnte. Zwischentitel stammen von der Redaktion. (N.K.) 

Die Chance des Kirchentags 
Schon einmal, in den achtziger Jahren, hatte ich die Gelegenheit, vor einem Kirchentag 
(damals einem evangelischen) zu sprechen; und als Motto wählte ich Johannes 6 Vers 60: 
«Diese Botschaft ist hart - wer will sie hören?» 
Auch diesmal wird sie hart sein, die Botschaft; nicht, weil es dem Redner Spaß macht, 
sondern weil sich die Verhältnisse seitdem nicht geändert - oder, wenn überhaupt, ins 
Schlimmere gewendet haben. Hier und heute gilt es offen zu reden, offener als leider 
üblich; es geht nicht um Public Relations für einen mehr oder weniger netten Haufen von 
Aufmüpfigen, die sich hier versammelt haben, sondern um die substantiellen Tatsachen 
des anhebenden Jahrtausends - und unsere Möglichkeiten, sie zum Besseren zu wenden. 
Beginnen wir mit einer Tatsachen-Geschichte des letzten Jahres, die eine wahrhaft 
antike Größe des Verderbens entfaltete. Im August, also mitten in der Eibflut, und in 
Sachsen, dem am schwersten betroffenen Lande, wurde mit bedeutendem Tamtam, 
mit Kulturgirlanden und Prominentenreden, feierlich eine neue Produktionsanlage 
angeworfen - eine Fabrik zur Herstellung von rohstoff- und energiefressenden, klima­
verändernde Schadstoffmassen absondernden Protzautomobilen. Der Name des neuen 
Modells ist Phaëton. 
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Da Kenntnis der klassischen Mythologie so gut wie verschwun­
den ist, kommentierten weder Wirtschaftsjournalisten noch 
Feuilletonisten die im wahrsten Sinn des Wortes blutige Ironie 
des Namens im Zusammenhang mit der Sintflut ringsum. Der 
ursprüngliche Phaëton: eine leichte Prunkkutsche der Rokoko­
zeit, bezog seinen Namen von einem Mythos der Griechen, der 
Geschichte vom Jüngling, welcher der Sohn des Sonnengottes 
von einer sterblichen Mutter war. Seinem gewinnenden Wesen 
gelang es, dem Vater einen Tag eigener Fahrt auf dem gewaltigen 
Helioswagen mit den Feuerrossen abzuschmeicheln. Der Tag 
wurde zum kosmischen Desaster, Phaëton verlor die Kontrolle, 
und der Sonnenwagen riß eine breite Schneise des Verderbens 
durch die Lebenswelt. Zeus, der Donnergott, mußte eingreifen, 
er zerschmetterte den Frevler mit einem Keilblitz, um Menschen 
und Erde zu retten. 
Wie gesagt: kein Kommentator stellte damals die so offensicht­
liche Verbindung zum Hybris-Mythos der Griechen her. Die 
Verachtung der biosphärischen Wirklichkeit, ihre Gefährdung 
durch eben das Werte- und Produktionssystem, dessen goldenes 
Sakrament der glorifizierte Verbrennungsmotor ist, läßt sich hier 
in einem letzten Endes religiösen Zusammenhang erschauen, der 
in der Regel auch von Christen nicht wahrgenommen wird. 
Für dieses Nicht-Wahrnehmen, das eine Krankheit zum Tode ist, 
gibt es ein beziehungsreiches deutsches Wort: Verblendung. 
Verblendung ist nicht völlige Blindheit, sondern Blockade der 
Sehkraft - entweder durch die übermäßige Einwirkung einer 
besonders starken Lichtquelle oder durch seitliche Sichtbegren­
zungen, Blenden, nach dem Scheuklappenprinzip. Die Licht­
quelle, die heute unser aller Sehkraft absorbiert, ist der Ökono­
mismus, ist das Weltdeutungsmonopol durch den Totalen Markt. 
Er ist drauf und dran, nicht nur alle politischen Kriterien zu 
ersetzen oder zu verschlingen, sondern auch fast alle unsere per­
sönlichen Entscheidungen zu motivieren - nach dem bekannten 
Kosten-Nutzen-Prinzip, das als Anstoß aller Lebensbewegungen 
nur die egoistische Vorteilnahme nach Preisvergleich gelten läßt. 
In dem Maß, in dem dieses Deutungsmuster seine Allmacht pro­
klamiert und dadurch die kulturellen wie die politisch-gesell­
schaftlichen Systeme zersetzt, zerstört es auch unser Wahrneh­
mungsvermögen für die Lebenszusammenhänge von Gottes gut 
ausbalancierter Welt. 
Und damit erklärt sich auch die zweite Bedeutung von «Ver­
blendung»: die Montage von Scheuklappen, die unseren Blick­
winkel auf primitivste betriebswirtschaftliche Argumente be­
schränken sollen. 
Diese Montage war und ist weltpolitisch äußerst erfolgreich. In 
den sechziger und siebziger Jahren des vergangenen Jahrhun­
derts brach, unterstützt von unwiderleglichen wissenschaftlichen 
Argumenten, im Bewußtsein der Nachdenklichen die ökolo­
gische Perspektive auf - die einzige wirklich originelle seit den 
Tagen der großen Theoretiker des 19. Jahrhunderts. Sie begann 
sich politisch zu formieren und wurde gestärkt durch den Viet­
nam-Protest sowie die erste massive Ölkrise. Ein US-amerikani­
scher Präsident, Jimmy Carter, erwog allen Ernstes, diese Per­
spektive in die politische Praxis einzuführen; er gab die große 
Prognose GLOBAL 2000 in Auftrag und (was wichtiger war) 
einen strategisch begründeten Plan zur Dezentralisierung und 
zum raschen Ausbau regenerativer Energieerzeugung. 
Heute ist klar: die Plutokratie, vor allem die großen US-Wirt­
schaftsmächte, die politisch vorwiegend in der republikanischen 
Partei zusammengefaßt sind, erkannten die ungeheure Gefahr, 
1 Der auf der Konsultation in Soesterberg verabschiedete Aufruf ist ver­
öffentlicht in: Junge Kirche 64 (2003) 1, S. 55-58. Vgl. dazu auch die 
Dokumentationen in: epd-Dokumente 22/2002 und 43a/2002. Koordiniert 
wird der Konsultationsprozeß in Deutschland durch Kairos Europa 
(Hegenichstr. 22, D-69124 Heidelberg), in der Schweiz durch die Arbeits­
stelle OeME (Ob. Graben 31, CH-9000 St.Gallen). Ulrich Duchrow hat 
die im Rahmen des Konziliaren Prozesses und des processus confessionis 
von der Zeitschrift «Junge Kirche» publizierten Beihefte kommentiert 
(Kairos Europa im Spiegel der Beihefte der Zeitschrift Junge Kirche, in: 
Junge Kirche 64 [2003] 4, S. 54ff.). 
2 Vgl. epd-Dokumentation 34/2003. 

die da für sie drohte. Durch ein beispiellos machiavellistisches 
Manöver mit den schiitischen Machthabern des Iran stellten 
sie 1980 die Abwahl Carters sicher, lancierten ihren Darsteller 
Ronald Reagan und ließen die beiden skandalösen Pläne 
schleunigst in der hintersten Washingtoner Archivschublade 
verschwinden. Eine Linie der Macht- und Wirtschaftspolitik war 
damit gefestigt, deren tödliche Folgen wir rings um uns erleben. 
Darüber hinaus aber gelang es den glänzend dotierten think 
tanks, den neoliberalen und neokonservativen Denkküchen 
Europas und US-Amerikas, die gesamte ökologisch-biosphäri­
sche Dimension so gut wie ganz aus der öffentlichen Debatte, vor 
allem aus den Tagesmedien, zu tilgen. Es war und ist dies ein 
ideenpolitischer Coup, wie er keinem noch so effizienten und 
machthungrigen Leitungsbüro irgendeiner Kirche oder irgend­
eines Imperiums je gelungen ist, und selbst die brutalen Mei­
nungsdiktate des Sowjetsystems waren bei weitem nicht in der 
Lage, ihre Gegner in den Köpfen so erfolgreich zu paralysieren. 
Ohne bedenkliche Verdummungserscheinungen war dies aller­
dings nicht zu machen, das ist ja tagtäglich in den Geschwätz­
spektakeln, neudeutsch Talkshows, zu erleben. Und Politik 
reduziert sich mehr und mehr auf die wirkliche oder vermeint­
liche Sicherung des jeweiligen Industrie- und Finanzstandorts. 
Die wird mit unbewiesenen Argumenten und unpassendem 
Werkzeug versucht, meist auf Kosten der unteren Hälfte der 
Bevölkerungen - vor allem der unteren Hälfte der Weltbevölke­
rung. Die Folge ist, daß zweihundertfünfzig Menschen dieser 
Welt mehr besitzen als ihre gesamte untere Armutshälfte. Und 
darüber (oder darunter, je nach Perspektive) läuft die stete, skru­
pellose, ungeminderte Zerstörung der Lebensgrundlagen sowohl 
wie der sozialen Bindekräfte weltweit, auch in unseren wohl­
genährten Ländern. 

Herausforderung für die Kirchen 

Damit kommen wir zur Sache eines Kirchen-, eines Christenta­
ges. Ist es wahrscheinlich, ist es überhaupt vorstellbar, daß diese 
einmalige artgeschichtliche Herausforderung, diese unbewußte 
oder halbbewußte Zubereitung der Lebenswelt für ihren Tod 
von Hand des Geldes, diese immer weiter gähnende Kluft zwi­
schen Arm und Reich, die immer mehr Menschen in die absolute 
Überflüssigkeit stößt; dieser kontinuierliche Verlust an Lebens­
und Menschengerechtigkeit nichts mit christlichem Weltauftrag, 
mit Heils-Geschichte zu tun hat? Ist es nicht offenbar, daß der 
Totale Markt mit seinen Allmachtsansprüchen, seiner egoisti­
schen Ellbogenideologie, seinen ungeheuren Kollateralschäden 
in der Lebenswelt und den Gemeinschaften, ja den Gemütern 
der Menschen, in unserer Zeit die Verkörperung dessen ist, was 
die Offenbarung des Johannes als das Große Tier aus der Tiefe 
beschreibt - machtvoller, wirkungsvoller, tödlicher als je zuvor? 
Und darf die Ecclesia, die Gemeinde der Christen, sich aus der 
Pflicht der absoluten Konfrontation, die daraus erwächst, davon­
stehlen? Darf sie so tun, als ginge es bei der Ausbeutung der 
Armen und der lebendigen Erde um rein weltliches Zeug, das mit 
der Verkündung des Gottes- und Christusbundes nichts zu tun 
hat? Hat sie nicht vielmehr den unausweichlichen Auftrag, die 
Sache des guten und gerechten Lebens ganz konkret, als Zivili­
sations-Auftrag, selbst auf Gefahr der Verfolgung hin zu vertre­
ten? 
Sind wir aber erst bei dieser Erkenntnis angelangt, dann sind wir 
auch am Ende eines Bekenntnisprozesses angelangt. Dann 
erkennen wir nämlich, daß hier das offene Bekenntnis zu einer 
anderen möglichen Welt gefordert ist, einer Welt des Friedens, 
der Gerechtigkeit und des konstruktiven Umgangs mit der 
Schöpfung. (Man sollte nicht von «Bewahrung» einer Schöpfung 
reden, die mit uns, für oder gegen uns, jedenfalls ständig rings um 
uns weitergeht.) Solche Erkenntnis ist aber nicht vollständig, ehe 
sie nicht bei der Tat anlangt - bei der unerschrockenen, wirk­
samen, alternativen Tat, wie sie ja auch von den Propheten und 
vom Evangelium gefordert wird. Wer davor wegläuft, wer sich 
von dieser Pflicht zur Tat für das Leben der Welt und für Mit-
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menschen, vor allem arme Mitmenschen, abschottet, der spricht 
das Urteil über sich selbst. 
Im großen Epos vom Verlorenen Paradies des englischen Dich­
ters John Milton findet sich die wundervolle Zeile: The gates of 
Hell are locked from within - «Die Pforten der Hölle sind von in­
nen verriegelt.» Es gibt keine genauere, keine logischere Defini­
tion der Hölle als diese Selbst-Einkerkerung. Sie ist, soviel wird 
klar, der Idealzustand des homo oeconomicus, des Menschen des 
absoluten Vorteildenkens. Der Macht und der Verlockung dieses 
Denkens verdankt der Totale Markt, das Imperium der global 
players seine scheinbare Unüberwindlichkeit. 
Gegen sie gilt es anzutreten, wenn unsere Existenz als Ecclesia, 
als Versammlung der Christenmenschen überhaupt noch einen 
Sinn über die individuelle Tröstung hinaus haben soll. Nachdem 
die letzte Gewalt-Herausforderung an den Totalen Markt, der 
sogenannte Realsozialismus, zusammengebrochen ist, nachdem 
die Herren über unser Geschick seinetwegen nicht mehr um ihre 
Gewinne zittern müssen, sehen wir uns als Kirche unversehens in 
der Mitte des unerbittlich notwendigen Widerstands, bei dem es 
mit mahnenden Worten längst nicht mehr getan ist. Gewiß, das 
Wort der Verkündung wird gebraucht, und in Lateinamerika war 
es ja auch laut und entschieden zu hören - so laut und entschie­
den, daß es selbst zur Tat wurde und daß der Kampf der Mächte 
und Gewalten dagegen im Nu den Märtyrerkalender füllte - von 
Erzbischof Oscar Romero bis hinab zum Indianerkatecheten, 
den die Henker gefesselt aus dem Hubschrauber ins Meer war­
fen. 
Aber gefürchtet wurde das Wort nur, weil es die neue Tat für 
eine andere Welt heraufzuführen drohte, und weil diese andere 
Welt mit den Profit- und Machtträumen der Chefbüros nicht ver­
einbar ist (auch nicht mit kirchlichen Machtträumen von gestern, 
die ja für den Tod der lateinamerikanischen Märtyrer einen gu­
ten Packen Mitverantwortung tragen). Diese andere mögliche 
Welt, soviel ist selbst ihren Feinden instinktiv klar, ist auf jeden 
Fall viel realistischer, wenn es um die Zukunft der Menschheit 
geht. Die Globalisierung des Totalen Marktes ist schlicht nicht 
möglich, weil sie gegen die thermodynamischen und Entropiege­
setze handeln muß und damit zwangsläufig zum Verbündeten 
der Wüste wird. Globalisierbar, das heißt universalisierbar, ist 
einzig und allein eine Welt der Geschwisterlichkeit, in der man 
das neidlose Teilen des laufenden natürlichen Einkommens als 
persönlichen Souveränitätsgewinn erfährt. Der Jesuit Ignacio 
Ellacuría hat dies 1989 hier in Berlin zwingend formuliert, weni­
ge Wochen später war er tot, in San Salvador zusammen mit fünf 
Mitbrüdern und zwei Haushaltshilfen viehisch massakriert von 
den lokalen Agenten der CIA. 

Was kann getan werden? 

Aber was können wir hier und heute, in den Ländern des immer 
noch herrschenden Überflusses, für die Nachhaltigkeit der Le­
benswelt, für die und mit den Unterprivilegierten praktisch tun? 
Eine ganze Menge; das hat die hier vertretenen Basisgruppen bei 
aller Buntheit zusammengeführt. Sie haben schon viele wesentli­
che Aktionsfelder markiert, auf denen man tätig werden kann. 
Sie bemühen sich um fairen Handel mit der armen Welt, um 
die Substitution fossil-nuklearer Energie, um die Stärkung der 
Bio-Landwirtschaft. Sie haben die vorbildliche Genossenschaft 
Oicocredit gegründet, die heute Zehntausende von Mitgliedern 
hat und die mit extrem zinsniedrigen Krediten der Selbsthilfe 
in der armen Welt nachhilft. Und sie arbeiten politisch aufs 
engste mit zivilgesellschaftlichen Oppositionskräften, etwa mit 
ATTAC, zusammen - wobei es natürlich auch um Aufklärung 
und die Proklamation wesentlicher Reformen wie etwa der 
Tobin-Steuer geht. 
Zugegeben: von der öffentlichen Meinung und damit von der 
politisch-sozialen Landschaft wird all das noch kaum wahrge­
nommen. Auch deshalb nicht, weil die Kirchenleitungen und die 
offiziösen Gruppierungen wie etwa das Zentralkomitee deut­
scher Katholiken den fundamentalen, den theologischen, ja chri-

stologischen Ernst der Welt- und Lebenslage noch nicht öffent­
lich aussprechen; wohl, um den Anschein undemokratischer In­
toleranz zu vermeiden, wohl auch, weil die jahrtausendalten 
Bündnisse der Kirchen mit den Obrigkeiten dieser Welt noch 
immer ihren Verblendungstribut fordern. 
Dies wird, so ist zu vermuten, dank dem ungestümen Drängen 
der armen Südkirchen, die das klare Bekenntnis fordern, wohl 
nicht mehr lange möglich sein. Niemand kann, ums schlicht mit 
dem Evangelium zu sagen, zwei Herren dienen: Gott und dem 
Mammon. Niemand kann darauf hoffen, daß man sich durch 
Aufsplitterung der Verantwortung den Unheils-Zusammenhän­
gen des Systems entziehen kann. 
Aber dann folgt die praktische Frage: Wie kann ich, wie können 
wir als alternative Ecclesia in dieser unserer Region, in dieser 
unserer Fleischtopfkultur für die Zukunft der Welt, für die mög­
liche andere Welt tätig werden? 
Nun, wie schon gesagt, sprießen schon eine Menge bunter Initia­
tiven, an Phantasie fehlt es gar nicht. Was vielleicht fehlt, ist, so 
meine ich, das kollektive Gemeindebewußtsein; das Bewußtsein 
unserer Kraft und Wichtigkeit, wenn wir erst einmal der Zusam­
menhänge und gegenseitigen Bedingtheit unserer alternativen 
Anliegen bewußt geworden sind. 
Deshalb ist ein ökumenischer Kirchentag die große Chance. Las­
sen wir sie nicht ungenutzt vorübergehen! Lassen wir diesen Kir­
chentag nicht vorübergehen wie eine Kirmes, auf der am Mon­
tagmorgen die Ringelspiele ausgesetzt, die Zelte aufgerollt, die ' 
Buden des großen spirituellen Basars abgebrochen werden -
vielleicht nachdem der eine oder andere ganz gute Geschäfte ge­
macht, die eine oder andere Rechthaberei sich wieder befriedi­
gend bestätigt hat. Nein, bemühen wir uns hier und heute, an die­
sem Berliner Freitag, um erste und möglichst große Schritte in 
eine möglichst intensive Gemeinsamkeit, in die Verwirklichung 
einer ökumenischen Tatgemeinschaft! 
Dazu brauchen wir kein O.K., kein Imprimatur, keine großmü­
tige Freigabe von irgendwelchen Kirchenleitungen. Im Gegen­
teil: wir laden die Kirchenleitungen ein, sich an unserer öku­
menischen Tatgemeinschaft zu beteiligen. Wir laden sie ein, die 
ungeheuren Möglichkeiten zu erkennen, die für eine wahrhaftige 
Pädagogik, eine wahrhaftige Predigt-Praxis entstehen; die Mög­
lichkeiten, Kirche inmitten des Gewuseis der Sinn-Angebote 
wieder als ganz klare, als unverwechselbare Trägerin eines ganz 
konkreten Zukunftsauftrags erkennbar werden zu lassen. 
Dann spielen Statistiken von Sonntagskirchgängern, von größe­
ren oder geringeren Ausschlägen des Loyalitätspendels bei den 
Gläubigen keine große Rolle mehr. Dann wird es nicht mehr 
darum gehen, wer sagt «Herr Herr!», sondern wer den Willen des 
Vaters tut - des Vaters der geschaffenen Welt, der sichtbaren 
und unsichtbaren Dinge; des Bundesgottes, der sich täglich und 
stündlich einer verblendeten Menschheit erbarmt; des Jesus von 
Nazaret auch, der uns ein für allemal an die Güte dieses Vaters 
ausgeliefert hat. 
Aber zurück zur Praxis. Lassen wir diese Berliner Freitag-Mög­
lichkeit nicht ohne ein paar handfeste Entschlüsse vorübergehen. 
Ich schlage vor, folgende Möglichkeiten zu diskutieren und auf 
den Weg zu bringen: 
erstens ein vorbereitendes Komitee für eine ökumenische Tat­
gemeinschaft zu errichten - wenn nicht anders möglich, durch 
Akklamation; 
zweitens dieses Komitee zu beauftragen, Einzelbereiche (Ener­
gie, Finanzen, Beziehungen zur armen Welt usw.) jeweils mit vor­
handenen Kristallisationspunkten (alternativen Strominitiativen, 
Bio-Landwirtschaftsringen, alternativen Banken und Genossen­
schaften usw.) abzustimmen und allen Genossen der Tatgemein­
schaft (alternativen Gruppen, aber auch ganzen Gemeinden 
usw.) die so gebotenen Möglichkeiten bekannt zu machen; 
drittens schließlich Organisationsformen vorzubereiten, in denen 
gegenseitige Hilfe und Transparenz die Verdichtung der alterna­
tiven Strukturen laufend fördern. 
Dieser letzte Punkt ist eigentlich der wesentliche. Ein gesonder­
ter, ein unverkennbarer Auftrag und Beitrag der Christen zu 
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einer nachhaltigen Zukunft wird erst dann zu erkennen sein, 
wenn sie diesen Verdichtungsgrad erreicht haben. Im zünftigen 
anthropologischen Wortschatz der Amerikanerin Ruth Benedikt 
heißen Gesellschaften, die durch einen hohen Grad der gegen­
seitigen Wahrnehmung und Unterstützung gekennzeichnet sind, 
«hoch-synergetisch». Nun, bevor sich die Moderne durch mög­
lichst viele Fachausdrücke zu legitimieren versuchte, sagte man 
das einfacher. In der Antike, so ist uns überliefert, beschrieb die 
öffentliche Meinung diese sonderbaren Christen mit dem Satz: 
«Seht, wie sie einander lieben!» Wenn wir den Satz jeglicher 
moderner (oder auch antiker) Sentimentalität entkleiden, ist sein 
Sinn klar. Aber ebenso klar ist, daß es massiven Widerstands 
gegen die Zentralströmung unserer Mammon-Welt bedarf, um 
auch durchschnittlichen, zögerlichen, ja schwachen Zeitgenossen 
ein Leben in Wahrheit zugänglich zu machen. 
Nun, genau dafür, so wurde ich gelehrt, ist die Kirche da. Seien 
wir großmütig genug, ihr dabei zu helfen, ihren Auftrag einzu­
lösen. Carl Amery, München 

«Ich habe einen Traum» 
Martin Luther King und der Marsch nach Washington 

Vor vierzig Jahren, am 28. August 1963, folgten mehr als 250000 
Demonstranten, unter ihnen rund 70000 Weiße, einem Aufruf 
von kirchlichen Gruppierungen, Gewerkschaften und schwarzen 
Bürgerrechtsorganisationen zu einer Kundgebung vor dem Lin­
coln Memorial in Washington. Der Ort des Treffens war mit 
Bedacht gewählt, denn den Organisatoren wie der Mehrheit der 
Teilnehmer der Demonstration war bekannt, welche Rolle dieser 
Ort in der Geschichte der amerikanischen Bürgerrechtsbe­
wegung gespielt hatte.1 Seit dem Beginn der Debatte um die 
Errichtung eines Denkmales für Präsident Abraham Lincoln 
anläßlich seines 100. Geburtstages am 12. Februar 1909 standen 
sich nämlich zwei widerstreitende Erinnerungstraditionen ge­
genüber. Hob der amerikanische Kongreß in seinem Bescheid 
für das Denkmal den zu ehrenden Präsidenten als «den Retter 
der Union» im amerikanischen Bürgerkrieg hervor, so war 
für die Bürgerrechtsbewegungen Abraham Lincoln als «der Skla­
venbefreier» der Erinnerung würdig. In diesem Sinn veröffent­
lichten einige Bürgerrechtsbewegungen 1909 den «Lincoln 
Birthday Call» zur Gründung einer Dachorganisation, aus der 
später die National Association for the Advancement of Colored 
People (NAACP) hervorgehen sollte. 
Das Zusammenspiel dieser beiden widerstreitenden Traditionen, 
das mit der Errichtung des Denkmals von Anfang an gegeben 
war, erhielt eine neue Akzentuierung, als an Ostern 1939 die 
weltbekannte Sängerin Marian Anderson vor dem Lincoln 
Memorial ein öffentliches Konzert gab, nachdem ihr wegen ihrer 
schwarzen Hautfarbe das Auftreten in der Constitution Hall von 
den Daughters of the American Revolution verweigert worden 
war. Das Lincoln Memorial, das für schwarze Bürgerrechtler 
bisher Ort einer selbstverständlichen Erinnerung an Präsident 
Abraham Lincoln und an das von ihm erlassene Gesetz zur Skla­
venbefreiung (Emancipation Proclamation) war, gewann nach 
dem erfolgreichen Konzert von Marian Anderson zusätzliche 
Bedeutung: Hier war ein Ort, der für die ganze Nation bedeut­
sam ist und der deshalb für die schwarze Minderheit einen allseits 
anerkannten öffentlichen Raum bot, der weißen Mehrheit in den 
folgenden Jahren immer wieder die Anliegen der schwarzen 
Bevölkerung zu präsentieren. Deshalb wurden nach 1939 von 
Bürgerrechtsbewegungen regelmäßig Kundgebungen vor dem 
Lincoln-Denkmal organisiert. So veranstaltete der NAACP 1957 
1 Vgl. Scott A. Sandage, A Marble House Divided: The Lincoln Memorial, 
the Civil Rights Movement, and the Politics of Memory, 1939-1963, in: 
The Journal of American History 80 (1993/94) S. 135-157; zur Vorge­
schichte und Durchführung des Marsches vgl. Taylor Branch, Parting the 
Waters. America in the King Years 1954-1963. Simon and Schuster, New 
York 1988, S. 846-887. 

eine Demonstration (Prayer Pilgrimage for Freedom), um an den 
Beschluß des Obersten Gerichtes aus dem Jahre 1954 zu erin­
nern, der die Rassentrennung an öffentlichen Schulen für verfas­
sungswidrig erklärt hatte. Bei dieser Kundgebung riefen die Ver­
anstalter «alle Amerikaner auf, sich in Gebet und in der Tat für 
die Aufhebung rassischer und religiöser Vorurteile einzusetzen». 
Mit dem hier vollzogenen Schritt vom Gedenken (Affirmation 
and Pledge) zum Handeln (To Act) gewann die Tradition der De­
monstrationen vor dem Lincoln Memorial eine neue Dimension.2 

In diese Vorgeschichte fügte sich der «Marsch nach Washington 
für Jobs und Freiheit» (Jobs and Freedom) vom 28. August 1963 
ein. Aber gleichzeitig war er mehr als eine weitere Demonstra­
tion in einer Abfolge von Kundgebungen. Wie das Licht in einem 
Brennglas gebündelt, aber auch durch ein Prisma in seine Viel­
farbigkeit entfaltet wird, so wurde der Marsch nach Washington 
zu einem Ereignis, in dem sich die bisherigen Kundgebungen vor 
dem Lincoln Memorial auf einmalige Weise konzentrierten und 
gleichzeitig sich in ihren vielfachen Dimensionen zeigen konn­
ten. Daß dies am 28. August 1963 möglich wurde, verdankt sich 
in entscheidendem Maße der Ansprache, die der prominenteste 
unter den anwesenden Bürgerrechtsaktivisten, Pfarrer Martin 
Luther King Jr., hielt. Es gelang ihm, den geschichtlichen Gehalt, 
den der Platz vor dem Lincoln Memorial und das Memorial selbst 
für die Mehrheit der Teilnehmer verkörperte, mit den Anliegen, 
die mit dem Marsch zur Sprache gebracht werden sollten, zwang­
los zu verknüpfen. Durch dieses Zusammenspiel von Ort, an dem 
er seine Rede hielt, und Inhalt, der von ihm vorgetragen wurde, 
konnte er seinen Zuhörern plausibel machen, daß es hier und 
jetzt um ihr Schicksal ging.3 

Von Montgomery nach Washington 

Aber auch für Martin Luther King persönlich bedeutete der 
Marsch nach Washington und die Rede, die er dort hielt, die kon­
sequente Summe seines bisherigen Engagments für die Bürger­
rechte der schwarzen Bevölkerung in den Vereinigten Staaten. 
Im Dezember 1955 wurde er, seit einem knappen Jahr Pfarrer an 
der Dexter Avenue Baptist Church in Montgomery (Alabama), 
zum Vorsitzenden eines Komitees gewählt, das einen spontan 
entstandenen Protest gegen die Rassendiskriminierung in den 
öffentlichen Verkehrsmitteln der Stadt Montgomery koordinier­
te. Damit reagierten die dort ansäßigen schwarzen Organisa­
tionen auf die Verhaftung und Verurteilung von Rosa Parks, die 
sich geweigert hatte, den von ihr benutzten Platz in einem städti­
schen Bus einem Weißen abzutreten. Damit hatte sie die in 
Montgomery geltenden Segregationsgesetze verletzt. Das neu 
entstandene Komitee, das sich Montgomery Improvement Asso­
ciation (MIA) nannte, organisierte nicht nur einen Boykott 
öffentlicher Verkehrsmittel, es strengte auch eine Klage gegen 
die Rassentrennung in öffentlichen Verkehrsmitteln an. Am 
13. November 1956 erklärte der Oberste Gerichtshof der USA 
die Segregationsgesetze des Bundesstaates Alabama für ver­
fassungswidrig und bestätigte damit ein Urteil des für Mont­
gomery zuständigen Bundesbezirksgerichtes vom 4. Juni 1956. 
Am 20. Dezember wurde diese Entscheidung rechtskräftig, und 
am gleichen Tag brach die MIA den von ihr organisierten 
Boykott ab, den die schwarzen Bürger von Alabama während 
381 Tagen aufrechterhalten hatten. 
2 Vgl. die von Martin Luther King während des Prayer Pilgrimage for 
Freedom gehaltene Rede: Give Us the Bailot - We Will Transform the 
South, in: Ders., A Testament of Hope. Harper, San Francisco 1986, 
S. 197-200; vgl. auch den Text in: The Papers of Martin Luther King, Jr., 
Hrsg. Clayborne Carsòn. University of California Press, Berkeley 2000, 
Band IV, S. 208-215; vgl. den Brief von Bayard Rustin vom 10. Mai 1957 
mit Vorschlägen für die Ansprache (a.a.O., S. 199ff.). 
3 Martin Luther King, I Hâve a Dream, in: Ders., A Testament of Hope 
(vgl. Anm. 1), S. 217-220. Dieser Text wurde von mir mit der vom Martin 
Luther King, Jr. Papers Project zur Verfügung gestellten kritischen Text­
fassung kollationiert (vgl. www.stanford.edu/group/king). - Im deutsch­
sprachigen Buchhandel ist im Augenblick nur die von Hans-Eckehard 
Bahr und Heinrich W. Grosse besorgte Anthologie zugänglich (Martin 
Luther King, Ich habe einen Traum. Patmos, Düsseldorf 2003). 
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Die erfolgreiche Aktion von Montgomery zeigt schon alle Ele­
mente, die für das weitere Engagement Martin Luther Kings in 
der Bürgerrechtsbewegung entscheidend waren. Er organisierte 
zusammen mit den betroffenen Bürgern nicht nur gewaltfreie 
Aktionen (Boykotte, Demonstrationen), sondern er unterstützte 
sie auch in ihrem Willen, die für sie diskriminierenden Gesetze 
gleichzeitig vor den zuständigen Bundesgerichten anzufechten. 
Martin Luther King gründete im Anschluß an die Aktion in 
Montgomery zusammen mit 115 Führern schwarzer Bürger­
rechtsorganisationen aus den Südstaaten im August 1957 die 
Southern Christian Leadership Conference (SCLC), um die ein­
zelnen lokalen Protestaktionen zu unterstützen, ihre Zusammen­
arbeit zu fördern und ihre Anliegen für die gesamte amerikani­
sche Öffentlichkeit bemerkbar zu machen. 
Die Bürgerrechtsbewegung konnte mit diesen Aktionen auf zwei 
Ebenen, mit den gewaltfreien Aktionen an der Basis einerseits 
und mit dem Kampf um die Aufhebung diskriminierender Ge­
setze vor Gericht andererseits, eine Reihe von Erfolgen für sich 
verbuchen. Im August 1957 verabschiedete der Kongreß die Civil 
Rights Act, mit der die U.S. Commission on Civil Rights und die 
Abteilung für Bürgerrechte im Justizministerium errichtet wur­
de. Mit diesem Gesetz und den neuen Organen erhielt die ameri­
kanische Regierung die Kompetenz, gegen Einschränkungen der 
Wahlrechte auf lokaler Ebene vorzugehen. In der Folge startete 
Martin Luther King den Crusade for Citizenship in 22 Städten 
der südlichen Bundesstaaten, um schwarze Mitbürger dafür zu 
gewinnen, ihre Bürgerrechte in Anspruch zu nehmen und sich in 
die Wahllisten einzutragen. 
Anfang 1960 übernahm Martin Luther King eine Stelle als Hilfs­
pfarrer an der von seinem Vater betreuten Ebenezer Baptist 
Church in Atlanta (Georgia), um mehr Zeit für seine politische 
Tätigkeit und für die Leitung der SCLC zu haben. Er erreichte 
nicht mit allen Aktionen die von ihm gewünschten Ziele. Trotz­
dem verstand er sie als kleine Schritte auf dem Weg zur Realisie­
rung dessen, was er seit 1959 immer öfters den «Amerikanischen 
Traum» (American Dream) zu nennen begann.4 Als der Präsi­
dentschaftskandidat John F. Kennedy dessen Freilassung aus 
dem Gefängnis in Atlanta erreichte, wo Martin Luther King eine 
viermonatige Gefängnisstrafe absitzen sollte, weil er die Be­
währungsauflagen für ein früheres Urteil verletzt hatte, brachte 
das nicht nur Kennedy die wahlentscheidenden Stimmen 
schwarzer Bürger ein. Martin Luther King deutete dies als einen 
Beweis dafür, daß der Kampf um die Bürgerrechte den «Königs­
weg» zur Realisierung der Ideale der amerikanischen Verfassung 
darstellt. In dieser Perspektive deutete er die Präsidentschaft von 
John F. Kennedy. In dem Beitrag «Equality Now: The President 
Has the Power» verglich er die Regierung Kennedys mit der Prä­
sidentschaft von Abraham Lincoln, indem er von der jetzigen 
Regierung ein neues Bürgerrechtsgesetz (Civil Rights Bill) for­
derte, das die Wahlrechte der schwarzen Bevölkerung endgültig 
absichern und die bislang vorenthaltenen Bürgerrechte ge­
währen sollte. Darüber hinaus sollten durch eine Entscheidung 
des Präsidenten alle diskriminierenden Regelungen als ungesetz­
lich erklärt werden. Dieser Schritt hätte die gleiche Bedeutung 
wie die Aufhebung der Sklaverei durch Präsident Abraham Lin­
coln.5 

Der Amerikanische Traum 

Martin Luther King deutete auf diese Weise den «Amerikani­
schen Traum» als Kampf um die Befreiung der schwarzen Be­
völkerung von jeder Form der Diskriminierung. In diesem En­
gagement sah er sich immer wieder auch mit Niederlagen 
konfrontiert, denen er auf produktive Weise zu begegnen ver­
suchte. Als er sich von Januar bis April 1963 an einer Antidis-
kriminierungs- und Wahlrechtskampagne in Birmingham (Ala-
4 Vgl. James H. Cone, Martin & Malcolm & America. A Dream or a Night-
mare. Orbis, Maryknoll 1992, S. 66-69. 
5 Martin Luther King, Equality Now: The President Has the Power, in: 
Ders., A Testament of Hope (vgl. Anm. 1), S. 152-159. 

bama) beteiligte und dabei in Einzelhaft genommen wurde, ant­
wortete er auf die Kritik von acht hohen Geistlichen mit dem 
berühmt gewordenen «Letter from Birmingham City Jail».6 Die 
Geistlichen hatten schon vor dem Beginn der Aktion in einem 
offenen Brief an Martin Luther King geschrieben, sie würden 
seinen Kampf um Bürgerrechte vor Gericht unterstützen. Sie 
warnten ihn aber gleichzeitig davor, daß gewaltfreie Aktionen an 
der Basis nur die Wirkung haben könnten, die Ordnung und das 
Recht zu gefährden. Der Kritisierte antwortete nun aus dem 
Gefängnis heraus, sein gewaltfreier Kampf um Bürgerrechte und 
seine Bereitschaft, dafür jede Unbill in Kauf zu nehmen, ent­
spreche den Grundsätzen demokratischen Verhaltens. Darüber 
hinaus versuche er damit einer Vision von Gerechtigkeit und 
Frieden, die das Ziel jeder Demokratie sei, näherzukommen. 
Auf die Feststellung seiner Kritiker, er würde «von außen» die 
demokratische Ordnung von Birmingham stören, gab er zur Ant­
wort: «Ich kann nicht unbeteiligt in Atlanta sitzen und von dem 
nicht betroffen sein, was in Birmingham geschieht. Wir sind in ein 
unausweichliches Netzwerk gegenseitiger Verknüpfung und in 
ein einziges Geflecht des Schicksals eingebunden. Was einige 
direkt betrifft, betrifft alle auf eine indirekte Weise. Nie mehr 
können wir leben mit dem Hinweis, das gehe nicht jeden an. Wer 
in den Vereinigten Staaten lebt, kann an keinem Ort des Landes 
als Outsider gesehen werden.» 
Mit dem Thema des Outsiders gelang es Martin Luther King, 
nicht nur seine Teilnahme an den gewaltfreien Aktionen in 
Birmingham zu rechtfertigen. Er brachte gleichzeitig damit zum 
Ausdruck, daß sein Brief, geschrieben im Gefängnis der Stadt, 
nicht nur an die acht Geistlichen als seine unmittelbaren Adres­
saten, sondern an jeden amerikanischen Bürger gerichtet sei. 
Dieser Sachverhalt gewinnt noch zusätzlich an Bedeutung, wenn 
man die zentrale Passage des Briefes heranzieht, in der Martin 
Luther King begründet, warum er nach seinem Urteil mit dem 
Übertreten eines einzelnen Gesetzes während der Kampagne in 
Birmingham dem Geist und dem Sinn der Verfassung gemäß 
handle, während die Einhaltung des Gesetzes eine Mißachtung 
der Verfassung bedeutet. «Manchmal ist ein Gesetz für sich ge­
nommen gerecht und wird ungerecht, wenn es angewendet wird. 
Ich z.B. wurde festgenommen, weil ich ohne die notwendige Ge­
nehmigung demonstriert habe. Nun ist es an sich nicht schlecht, 
ein Gesetz zu haben, das Demonstrationen ohne Genehmigung 
unter Strafe stellt. Aber ein solches Gesetz wird dann ungerecht, 
wenn es verwendet wird, um die Rassentrennung aufrechtzuer­
halten und dem Bürger die von der Verfassung gewährleistete 
Versammlungsfreiheit vorzuenthalten.» Martin- Luther King 
führt diese Überlegung noch einen Schritt weiter, wenn er fest­
stellt: «Ich gehe davon aus, daß eine Person, die ein Gesetz 
bricht, weil es ihrem Gewissen nach ungerecht ist, und freiwillig 
die dafür vorgesehenen Strafen in Kauf nimmt, um das Gewissen 
einer Gemeinschaft über ihre Ungerechtigkeit aufzuklären, den 
höchsten Respekt vor dem Gesetz bezeugt.» Für Martin Luther 
King besteht also das Grundproblem nicht darin, daß es einen 
Gegensatz zwischen dem Ideal demokratischer Gleichheit und 
der Realität des Rassismus gibt. Der Gegensatz besteht vielmehr 
zwischen der Realität der menschlichen Person in ihrer Würde, 
die den zentralen Gegenstand religiöser und politischer Organi­
sationen ausmacht, und der Realität des Rassismus. Weil sich 
ihm der Rassenkonflikt auf dieser Ebene darstellte, konnte er im 
gleichen Brief die von der Verfassung garantierten Rechte über­
gangslos mit den von Gott gegebenen Rechten der Person auf­
zählen: «Wir haben mehr als 340 Jahre auf unsere verfassungs­
mäßigen und gottgegebenen Rechte gewartet.» 
6 Martin Luther King, Letter from Birmingham City Jail, in: Ders., A 
Testament of Hope (vgl. Anm. 1), S. 289-302; Douglas Sturm, Crisis in the 
American Republic: The Legal and Politicai Significance of Martin Luther 
King's Letter from a Birmingham Jail, in: David J. Garrow, Hrsg., Martin 
Luther King, Jr. Civil Rights Leader, Theologian. Orator. Carlson, Brook-
lyn/N.Y. 1989, Band 3, S. 309-324; S. Jonathan Bass, Blessed Are The 
Peacemakers. Martin Luther King Jr., Eight White Religious Leaders, and 
the «Letter from Birmingham Jail». Louisiana State University Press, 
Baton Rouge/La 2001. 
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